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Das Prinzip der Nachhaltigkeit und der Aufbau der
schweizerischen Forstwirtschaft*

Von ylntort Sc/mfer FDK 61: 902: 93: (494)

Im Jahre 1862 erstattete der Zürcher Forstmeister und Polytechnikums-
Professor Elias Landolt Bericht über den Zustand der Gebirgswälder der
Schweiz'. Landolts Bericht steht zwar nicht am Anfang der Entwicklung der
Forstwirtschaft und ihrer Regelung in der Schweiz. Das von Landolt vor-
gelegte Gutachten steht aber zweifellos an einem Wendepunkt der schweize-
rischen Forstpolitik und Forstgesetzgebung und damit der schweizerischen
Forstwirtschaft. Landolt und mit ihm der Schweizerische ForstvereirF, der die

Untersuchungen von Landolt und jene von Culmann-' in einer Eingabe an die

Landesregierung angeregt hatte, waren überzeugt, dass sich die aktuellen
Erosions- und Überschwemmungsprobleme, die seit den dreissiger Jahren des
19. Jahrhunderts vermehrt ins Bewusstsein der Öffentlichkeit getreten waren,
nur durch die Einführung einer geregelten und damit dem Prinzip der Nach-
haltigkeit entsprechenden Forstwirtschaft in den Gebirgskantonen lösen lies-
sen. Damit verbunden war die Notwendigkeit einer grundsätzlichen Änderung
in der Auffassung der forstlichen, forstpolitischen und forstrechtlichen bzw.

gesetzgeberischen Tätigkeit des Bundes. Bei der Gründung des Schweize-
rischen Bundesstaates im Jahre 1848 waren forstliche und forstpolizeiliche
Bestimmungen den Kantonen überlassen worden/ Der Bund beschränkte sich
im forstlichen Bereich auf die Förderung von Ausbildung und Wissenschaft
(Gründung des Eidgenössischen Polytechnikums mit einer Forstschule im
Jahre 1855), auf die Unterstützung «öffentlicher Werke» (zum Beispiel grosse
Gewässerkorrektionen) sowie auf die Regelung des Innen- und Aussen-
handels.

Die im 19. Jahrhundert zunehmende Diskussion um die Gründe der Über-
schwemmungen, die grosse Gewässerkorrektionen notwendig machten und
damit Bundesaufgaben tangierten, liess die Überzeugung reifen, dass ihre
Zunahme mit den gestörten Wasserabflussverhältnissen und der wachsenden

* Referat in der Fachgruppe Forstgeschichte der IUFRO, Centennial Berlin, 3. September
1992.

Schweiz. Z. Forstwes., 144 (1993) 4: 263-269 263



Erosion zusammenhänge und diese ihrerseits durch die zunehmende
Erschliessung von Alpentälern mit «künstlichen Holztransportanstalten» und
der anschliessenden radikalen Exploitation der Waldbestände bedingt seien.
Der Antrag des Schweizerischen Forstvereins von 1856, die Berichte von
Landolt und Culmann in den sechziger Jahren sowie davor verschiedene
Denkschriften® machen deutlich, wie verheerend sich diese Abholzungen aus-
gewirkt hatten. Die Berichte verschweigen zudem auch nicht, dass sowohl die
Flachland- wie auch die Gebirgskantone in bezug auf die Holzversorgung
«über ihre Verhältnisse» lebten, weil der Zuwachs die jährlichen Holznut-
zungen bei weitem nicht zu decken vermochte. Die Nachhaltigkeit war dem-
nach zu dieser Zeit weder für die Sicherung der wichtigen «Waldfunktionen»
noch für die Nutzung des Holzes sichergestellt. Dabei ist doch gemäss herr-
sehender Auffassung davon auszugehen, dass sich nicht nur die berühmten
Bannbriefe des späten Mittelalters und die in einem fürsorglichen Tone abge-
fassten Mandate der frühneuzeitlichen Obrigkeiten, sondern vor allem und
insbesondere die Forstpioniere des 19. Jahrhunderts - Zschokke, Kasthofer
und andere - vom Prinzip der Nachhaltigkeit leiten liessen. Diese in erster
Linie und beinahe ausschliesslich auf die Abläufe der Holznutzung bzw. auf
andere interessante, direkt mit einem Produkt verbundene Waldnutzungen
ausgerichtete Auffassung der Nachhaltigkeit musste nun einer erweiterten
Auslegung weichen.

Als politische Umsetzung dieser Erkenntnisse wurde 1874 ein neuer
Artikel in die Bundesverfassung® aufgenommen und 1876 das erste Eidgenös-
sische Forstpolizeigesetz erlassen.'' Die Tätigkeit des Bundes blieb zwar
sowohl geographisch (Beschränkung auf das «Hochgebirge» bis 1897/1902®)
als auch thematisch (Verbot der Verringerung der Waldfläche, Genehmigung
des nachhaltigen Abgabesatzes) eingeengt. Eine umfassendere Betrachtung
der Nachhaltigkeit, bezogen auf alle relevanten Wirkungen des Waldes (inte-
grale Betrachtung, «Waldfunktionen»), blieb weitgehend dem 20. Jahrhundert
vorbehalten.

Die «Nachhaltigkeit» in den lokalen und kantonalen Ordnungen des

Spätmittelalters und der frühen Neuzeit

Sowohl die Bannbriefe, die zur Sicherung von Schutzwäldern im Gebirge
erlassen wurden, als auch jene, die wie die dörflichen und lokalen Waldord-

nungen eher der Nutzungsregulierung zwischen verschiedenen Interessen-

gruppen dienten, waren grundsätzlich auf Dauer angelegt worden. Sie sind
demzufolge in einem weiteren Sinne frühe Vertreter des Prinzips der Nach-
haltigkeit. Räumlich erstreckten sie sich aber nur auf Wälder, die entweder für
die lokale ländliche Wirtschaft eine Rolle spielten oder Schutzfunktionen
erfüllten. Den Massnahmen fehlte aber die Einsicht in die Entwicklung der
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Ökosysteme unter dem Einfluss der dennoch ausgeübten landwirtschaftlichen
Nutzungen. Den gutgemeinten und durchaus Ansätze im Sinne einer Nach-
haltigkeit aufweisenden Massnahmen war deshalb kein Erfolg beschieden.
Dies zeigen die Berichte über die im 19. Jahrhundert grösstenteils überalterten
und auf minimale Flächen geschrumpften Bannwälder deutlich.^

Grundsätzlich nicht nachhaltig verfuhr man dagegen mit Wäldern, die im
Zeichen des «Holzhungers» der aufkommenden Bergwerke und (früh-)indu-
striellen Anlagen oder für Städte ausgebeutet wurden, sofern sie nicht im
engeren Bereich der Stadt oder der interessierten herrschaftlichen Einheit
lagen. Im engeren Bereich der Städte und vieler lokaler Herrschaften finden
sich dagegen bereits im 18. Jahrhundert zunehmend Regelungen im Sinne der
sich entwickelnden Forstwirtschaft: Diese neuen Massnahmen galten aber
nicht den Gebieten, aus denen das meiste Holz kam, sondern sie sollten die
Holznutzung in den eigenen Wäldern regeln und möglichst erhöhen. Der
Holzmangel und die auf immer längere und schwierigere Transporte angewie-
sene auswärtige Holzbeschaffung einerseits und anderseits der rege Kontakt
der (beispielsweise in Zürich oder Bern) um die Mitte des 18. Jahrhunderts
gegründeten physikalischen und ökonomischen Gesellschaften mit ähnlich
orientierten Kreisen des Auslandes führten zur Überzeugung, dass eine
längerfristig gesicherte Holzversorgung nur erreichbar war, wenn man
Grösse, Zustand und Ertragsvermögen kannte und die Waldungen zudem
«forstmässig», das heisst wohl nachhaltig, behandelte.

Ebenfalls um die Mitte des 18. Jahrhunderts erscheint auch eine inte-
gralere Betrachtung der Nutzung des ländlichen Raumes: Die fürstbischöf-
liehe Basler Forstordnung von 1755'° weist im Artikel II darauf hin, dass die
Weiden und die Waldungen «zwo gaben sind, deren eine so kostbar und
nothwendig ist, als die andere, so will das allgemeine Beste, dass beyde mit
gleicher Sorgfalt in gutem Stand erhalten werden, damit durch Bau- und
Pflantzung des einten, das Andere nicht zugrund gerichtet werde».

Die Nachhaltigkeit bei den Forstpionieren

Die «Forstpioniere» der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, zu denen wir
vor allem den Berner Forstmeister Karl Albrecht Kasthofer zählen, vertraten
zunächst eine den Lehrmeinungen" entsprechende rein rechnerische Auffas-
sung der nachhaltigen Holznutzung nach den «forstlichen Regeln».^ Nach-
haltig werde ein «Wald benutzt, wenn nicht mehr jährlich darin Holz gefällt
wird, als die Natur jährlich darin erzeugt, und auch nicht weniger».^

Kasthofer kannte die Schwierigkeiten für die Propagierung und Einfüh-
rung einer solchen Nachhaltigkeit in den so «unendlich mannigfaltig bestand-

nen, unter so vielartigen Einflüssen der Natur, der eigenthümlichen Volks-
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Ökonomie, der Volkssitten und Volksvorurtheilen stehenden Waldungen».
Damit meinte er vor allem die Gebirgswaldungen, wo keine geregelte flächen-
hafte Schlagführung möglich sei und die Vermessung fehle. Die Forderung
nach einer nachhaltigen Nutzung könne hier nicht für jeden einzelnen Wald
erfüllt werden, sondern nur für die Gesamtheit aller Waldungen einer
Gemeinde.

Der liberale Kasthofer verwarf den Protektionismus verschiedener Kan-
tonsregierungen zugunsten einheimischer Holzverbraucher vehement. In der
Freigabe des Holzmarktes sah er das beste Mittel gegen den Holzmangel,
selbst wenn dabei die Holzpreise erhöht würden, indem dann der Kapitalwert
der Waldungen und somit das Interesse an einer nachhaltigen Waldbewirt-
schaftung steige. Die Waldnutzung dürfe nur durch die Prinzipien einer guten,
selbstverständlich nachhaltigen Forstwirtschaft beschränkt werden. Diese
würde sich von selbst einstellen, sofern die Waldbesitzer und die Verantwort-
liehen der Gemeinden richtig aufgeklärt und zu einer sinnvollen Waldbehand-
lung angeleitet würden.

Diese Ansichten blieben nicht unwidersprochen. Diese «Gleichgewichts-
theorie welche dem Holzpreise das uneingeschränkte Recht und das

Geschäft überlassen will, Wälder zu zerstören, zu schaffen und zu erhalten»,
sei nichts anderes als ein Traum.^ Dagegen habe die Regierung nicht bloss das

Recht, sondern die Pflicht, «das Werk der vorhergehenden Generation, die
Hoffnungen und die Sicherheit der zukünftigen vor den Launen einer einzel-
nen zu bewahren». Damit drückte Xavier Marchand das aus, was später, aller-
dings erst unter dem Eindruck der verheerenden Überschwemmungen, zur all-
gemeinen Überzeugung werden sollte.

Vom Landolt-Bericht von 1862 zum Forstpolizeigesetz von 1876

Innerhalb des Schweizerischen Forstvereins, der 1843 von Kasthofer und
anderen Forstleuten gegründet worden war, kam man immer mehr zur Über-

zeugung, dass vor allem für die Sicherstellung der wichtigen Waldwirkungen
(insbesondere Schutz gegen Lawinen und Steinschlag) staatliche Vorschriften
auf Bundesebene vor allem dort notwendig seien, wo die Erosionsgefahr am
grössten sei, nämlich in den Gebirgskantonen. Dazu gehörten vor allem die

Regionen, die relativ spät in die forstliche Nutzung einbezogen wurden, weil
die Erschliessung aufwendiger und die Distanzen grösser waren. Diese
Erkenntnisse und die Tatsache, dass der Forstverein dort nichts für die Ver-
besserung der Forstwirtschaft tun könne, wo er keine Mitglieder habe (weil es

dort weder Forstgesetze noch Forstorganisationen gab), führten zum Antrag
von 1856 und zu den Berichten von Landolt und Culmann in den Jahren 1862
und 1864. Obwohl Landolt in aller Deutlichkeit die Zustände schilderte und
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das Fehlen von wirksamen Massnahmen beklagte, verzichtete er darauf, die
Bundesbehörden zu direkten Erlassen aufzufordern. Die Kantone sollten
selber ihre gesetzlichen Bestimmungen verbessern, auch wenn er nicht daran
zweifelte, dass «dieses namentlich in den Kantonen mit demokratischer Staats-
form schwierig sei... Man darf daher auch nicht sofort mit einem vollstän-
digen und umfassenden Forstgesetz vor die Landsgemeinden treten, sondern
muss sich zunächst mit den allernöthigsten Bestimmungen zum Schutz der
Waldungen und zur Anbahnung einer bessern Wirthschaft begnügen.»*® Als
Aufgabe der Bundesbehörden bezeichnete er die Förderung der «Belehrung
des Volkes über seine wahren forstlichen Interessen» sowie der Initiativen von
einzelnen, Gemeinden und Korporationen. Die Verbauungen und Auffor-
stungen in öffentlichem Interesse sollten unterstützt und die Kantone zum
Erlass von gesetzlichen Regelungen und zur Anstellung des erforderlichen
Forstpersonals eingeladen und ermuntert werden.

Die Initiative blieb weiter beim Forstverein, dem die Bundesbehörden
immerhin einige Kredite für Verbauungen und Aufforstungen bewilligten.
Erst weitere Überschwemmungen mit Todesopfern und grossen Sachschäden
im Jahre 1868 bewirkten, dass im Zuge der Totalrevision der Bundesverfas-

sung die Übertragung der Oberaufsicht über die Forst- und Wasserbaupolizei
im Hochgebirge in die Kompetenz des Bundes als notwendig erachtet wurde.
Nur die integrale Betrachtung der einzelnen Verbauungen und Aufforstungen
in ihrem sachlichen Zusammenhang mit den grossen Flusskorrektionenent-
kräftete die föderalistischen Vorbehalte gegen den Eingriff des Bundes in die
Kompetenz der Kantone.

Die Nachhaltigkeit im Forstpolizeigesetz von 1876

Wenn auch die forstpolizeilichen Regelungen auf Gesetzes- und Verfas-
sungsstufe in erster Linie wegen der als schädlich erkannten Abholzungen im
Gebirge und ihrer Folgen eingeführt wurden, beinhaltet der Forstpolizei-
begrifft nicht erst zu dieser Zeit auch Massnahmen gegen schädliche Nutzun-
gen, das heisst zur Sicherstellung der Holzversorgung, die ja auch im Landolt-
Bericht als nicht erfüllt beschrieben wird. Dies kommt darin zum Ausdruck,
dass das Forstpolizeigesetz von 1876 auch Vorschriften enthält, nach denen die
Kantone dafür zu sorgen haben, dass die öffentlichen Wälder eingerichtet und
«der auf Grundlage des nachhaltigen Ertrages festzusetzende Abgabesatz
ohne Bewilligung der Kantonsregierung nicht überschritten» wird.'®

Damit war das Prinzip der nachhaltigen Waldnutzung mindestens dem
Gesetz nach auch in jenen Gebirgskantonen eingeführt, die bisher keine
gesetzlichen Regelungen in diesem Sinne kannten.
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Résumé

Le principe du rendement soutenu et le développement
de la foresterie suisse

Bien avant l'apparition de la notion de «rendement soutenu», l'idée d'une produc-
tion ligneuse assurée à long terme a accompagné de nombreuses réglementations fores-
tières et elle est à l'origine de plusieurs exhortations des pouvoirs publics tendant à

instaurer une utilisation forestière modérée et tenant compte des besoins futurs. En
témoignent d'ailleurs plusieurs règlements d'exploitation du Plateau ainsi que de nom-
breuses chartes de mises à ban inhérentes à la conservation des forêts de montagne. Le
rendement soutenu ne connut pourtant une définition plus concrète qu'avec l'intro-
duction de l'aménagement forestier, fondement d'une foresterie ordonnée.

Considérant ne pas devoir centraliser le règlement des affaires forestières, la Con-
fédération libérale de 1848 délégua cette tâche aux cantons. A cette époque, la plupart
des cantons du Plateau avaient déjà promulgué des réglementations forestières qui
comprenaient des prescriptions visant une exploitation durable. Dans les forêts de

montagne desservies relativement tard, les défrichements imprudents hypothéquaient
non seulement l'approvisionnement futur en bois mais entraînaient également une éro-
sion croissante qui mettait en danger la population plus dense des vallées. Ces risques
conduisirent à l'introduction du «traitement selon le rendement soutenu» dans la légis-
lation fédérale, tout d'abord pour les forêts de montagne (1874/76), puis pour tout le

pays (1897/1902). Traduction: Jean-Laurenf P/wid
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